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1 Anlass und Angaben zum Standort  

Die Gemeinde Westerkappeln hat die Aufstellung der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 

19 „Paradieschen I“ beschlossen. Ziel der vorliegenden Bebauungsplanänderung ist es, die 

bestehenden planungsrechtlichen Festsetzungen innerhalb eines bereits bebauten Siedlungs-

gebietes zu aktualisieren und weiterzuentwickeln, um eine maßvolle Nachverdichtung sowie 

eine zeitgemäße und rechtssichere Steuerung der baulichen Nutzung zu ermöglichen. Die 

Planung dient der Stärkung der Innenentwicklung und der besseren Ausnutzung der vorhan-

denen Siedlungsflächen unter Berücksichtigung städtebaulicher, funktionaler und umweltbe-

zogener Belange. 

Das Plangebiet befindet sich vollständig innerhalb der bestehenden Ortslage von Westerkap-

peln und ist überwiegend durch Wohnbebauung mit zugehörigen Hausgärten geprägt. Durch 

die vorliegende Bebauungsplanänderung werden keine neuen Siedlungsflächen in Anspruch 

genommen; vielmehr erfolgt eine Anpassung der planungsrechtlichen Rahmenbedingungen 

innerhalb des Bestandes. Der wirksame Flächennutzungsplan stellt für das Plangebiet Wohn-

bauflächen sowie öffentliche Grünflächen dar und kann im Wege der Berichtigung an die Fest-

setzungen der Bebauungsplanänderung angepasst werden. 

Die Belange des besonderen Artenschutzes nach §§ 44 ff BNatSchG gelten unmittelbar, sie 

sind bei allen Planungs- und Zulassungsvorhaben zu beachten. Der vorliegende Artenschutz-

beitrag orientiert sich an der Handlungsempfehlung „Artenschutz in der Bauleitplanung und 

bei der baurechtlichen Zulassung von Vorhaben“1 sowie an dem Leitfaden „Methodenhand-

buch zur Artenschutzprüfung in Nordrhein-Westfalen – Bestandserfassung und Monitoring“2.   

 

 

2 Rechtliche Grundlagen 

Die europäischen Vorgaben des besonderen Artenschutzes sind in den §§ 44 ff BNatSchG 

verankert. „Das Artenschutzregime der FFH-RL und der V-RL stellen ein eigenständiges In-

strument für den Erhalt der Arten dar. Die artenschutzrechtlichen Vorschriften betreffen sowohl 

den physischen Schutz von Tieren und Pflanzen als auch den Schutz ihrer Lebensstätten. Sie 

gelten für alle Arten des Anhangs IV FFH-RL sowie für alle europäischen Vogelarten. Anders 

als das Schutzgebietssystem Natura 2000 gelten die strengen Artenschutzregelungen flä-

chendeckend – also überall dort, wo die betreffenden Arten oder ihre Fortpflanzungs- und Ru-

hestätten vorkommen. …. Die Notwendigkeit zur Durchführung einer Artenschutzprüfung 

(ASP) im Rahmen von Planungsverfahren oder bei der Zulassung von Vorhaben ergibt sich 

aus den unmittelbar geltenden Regelungen des § 44 Abs. 1 BNatSchG i.V.m. §§ 44 Abs. 5 

und 6 und 45 Abs. 7 BNatSchG. Damit sind die entsprechenden Artenschutzbestimmungen 

 
1  MINISTERIUM FÜR WIRTSCHAFT, ENERGIE, BAUEN, WOHNEN UND VERKEHR NRW & MINISTERIUM FÜR KLIMASCHUTZ, UM-

WELT, LANDWIRTSCHAFT, NATUR- UND VERBRAUCHERSCHUTZ NRW (2010): Artenschutz in der Bauleitplanung und 
bei der baurechtlichen Zulassung von Vorhaben – Gemeinsame Handlungsempfehlung vom 22.12.2010. 

2  MINISTERIUM FÜR KLIMASCHUTZ, UMWELT, LANDWIRTSCHAFT, NATUR- UND VERBRAUCHERSCHUTZ NRW, Hrsg. (2021): 
„Methodenhandbuch zur Artenschutzprüfung in Nordrhein-Westfalen – Bestanderfassung, Wirksamkeit von Ar-
tenschutzmaßnahmen und Monitoring. Schlussbericht zum Forschungsprojekt des MKULNV Nordrhein-West-
falen Az: III-4-615.17.03.15. online 
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der FFH-RL (Art. 12, 13 und 16 FFH-RL) und der V-RL (Art. 5, 9 und 13 V-RL) in nationales 

Recht umgesetzt worden.“3  

 
§ 44 (1) BNatSchG → Verbotstatbestände 

Der § 44 BNatSchG befasst sich mit Verbotsvorschriften in Bezug auf besonders und auf 

streng geschützte Arten. Hinsichtlich der Zulassung von Eingriffen sind die Zugriffsverbote des 

Abs. 1 von Bedeutung.  

 
 
Dort heißt es: 

„Es ist verboten, Adressaten der Zugriffsverbote: 

1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustel-

len, sie zu fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwick-

lungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu 

zerstören, 

 besonders 

geschützte 

Arten 

 Individuenbe-

zug (Tierart) 

   
2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäi-

schen Vogelarten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mau-

ser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich zu stören; 

eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der 

Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert, 

 streng  

geschützte 

Arten 

 Europäische 

Vogelarten 

 mittelbar: Po-

pulationsbe-

zug 

(Tierart) 

   
3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der be-

sonders geschützten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu be-

schädigen oder zu zerstören, 

 besonders 

geschützte 

Arten 

 spezielle Le-

bensstätten 

(Tierart) 

   
4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre 

Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre 

Standorte zu beschädigen oder zu zerstören.“ 

 besonders 

geschützte 

Arten 

 Individuenbe-

zug (Pflan-

zenart) 

 

§ 44 (5) BNatSchG → Freistellung von den Verbotstatbeständen 

Nach § 44 (5), Satz 5 sind die national besonders geschützten Arten (und darunter fallen auch 

die streng national geschützten Arten) von den Verbotstatbeständen bei Planungs- und Zulas-

sungsvorhaben pauschal freigestellt. Die Verbotstatbestände gelten demnach ausschließlich 

für FFH-Anhang-IV-Arten, die europäischen Vogelarten und für Arten, die in einer Rechtsver-

ordnung nach § 54 Absatz 1 Nummer 2 BNatSchG aufgeführt sind.   

Nach Neufassung des § 44 (5)4 liegt das Verbot nach Abs. 1 Nr. 1 nicht vor, wenn sich das 

Tötungs- und Verletzungsrisiko für die betroffenen Exemplare nicht signifikant erhöht und 

diese Beeinträchtigungen durch fachlich anerkannte Schutzmaßnahmen nicht vermieden wer-

den können.  

Der Verbotstatbestand nach § 44 (1) Nr. 3 ist nach Abs. 5 Satz 2 Nr. 3 nur relevant, wenn die 

ökologische Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder 

Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang nicht erhalten bleibt. Gegebenenfalls lassen sich 

diese Verbote durch artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen abwenden. Dies schließt 

 
3  MINISTERIUM FÜR WIRTSCHAFT, ENERGIE, BAUEN, WOHNEN UND VERKEHR NRW & MINISTERIUM FÜR KLIMASCHUTZ, UM-

WELT, LANDWIRTSCHAFT, NATUR- UND VERBRAUCHERSCHUTZ NRW (2010): Artenschutz in der Bauleitplanung und 
bei der baurechtlichen Zulassung von Vorhaben – Gemeinsame Handlungsempfehlung vom 22.12.2010. 

4  BUNDESNATURSCHUTZGESETZ (BNATSCHG). Bundesnaturschutzgesetz in der Fassung vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), 

das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 8. Dezember 2022 geändert worden ist. 
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die sog. „vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen“ (<-> CEF-Maßnahmen gem. Europäischer 

Kommission) nach § 44 (5), Satz 3 mit ein. 

 

§ 45 BNatSchG → Ausnahme 

Liegen Verbotstatbestände vor, kann die nach Landesrecht zuständige Behörde im Einzelfall 

Ausnahmen zulassen; dies wird in Abs.7 geregelt.  

Ausnahmen können zugelassen werden: „ 

1. zur Abwendung erheblicher land-, forst-, fischerei-, wasser- oder sonstiger wirtschaftli-

cher Schäden, 

2. zum Schutz der natürlich vorkommenden Tier- und Pflanzenwelt, 

3. für Zwecke der Forschung, Lehre, Bildung oder Wiederansiedlung oder diesen Zwe-

cken dienende Maßnahmen der Aufzucht oder künstlichen Vermehrung, 

4. im Interesse der Gesundheit des Menschen, der öffentlichen Sicherheit, einschließlich 

der Verteidigung und des Schutzes der Zivilbevölkerung, oder der maßgeblich günsti-

gen Auswirkungen auf die Umwelt oder  

5. aus anderen zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses ein-

schließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art. 

Eine Ausnahme darf nur zugelassen werden, wenn zumutbare Alternativen nicht gegeben sind 

und sich der Erhaltungszustand der Populationen einer Art nicht verschlechtert. (...).“ (ebd.)  

 

Der § 45 Abs.7 BNatSchG führt u.a. zu einer Vereinheitlichung der Ausnahmevoraussetzun-

gen für europäische Vogelarten und die Anhang-IV-FFH-Arten.   

Die drei grundsätzlichen Ausnahmevoraussetzungen sind: 

• öffentliches Interesse / zwingende Gründe [§ 45, Abs.7, Nr. 4 und 5], 

• es existieren keine zumutbaren Alternativen und 

• der Erhaltungszustand der Populationen einer Art verschlechtert sich nicht. 

 

Zum letztgenannten Punkt können im Rahmen des Ausnahmeverfahrens spezielle „Kompen-

satorische Maßnahmen“ durchgeführt werden. Hierbei handelt es sich um die von der Euro-

päischen Kommission vorgeschlagenen „Compensatory Measures“, im Gegensatz zu den 

sog. CEF-Maßnahmen (s.o.). 
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METHODISCHER   ABLAUF → spezielle artenschutzrechtliche Prüfung 

Die grundlegenden, methodischen Arbeitsschritte einer artenschutzrechtlichen Prüfung sind: 

 

 

 

 

 

 

 

 

3 Vorprüfung des Artenspektrums und der Wirkfaktoren 

 

 

 

 

 

 

 

 

artenschutzrechtliche 

Bestandsaufnahme 

 

artenschutzrechtliche 

Wirkungsprognose 

 

artenschutzrechtliche 

Abwägung  

/ Ausnahmetatbestände 

 
➔Auswahl / Festlegung der 

planungsrelevanten bzw. 
artenschutzrechtlich zu 
beachtenden Arten 
(Gebietsbetrachtung) 

➔Plausibilitätsprüfung hin-
sichtlich möglicher Betrof-
fenheiten  
(Vorhabensbetrachtung) 

➔ Festlegung des Untersu-
chungsrahmens: bspw. 
bezüglich Art-Auswahl, 
Wirkfaktoren, Beurtei-
lungskriterien oder Son-
derkartierungen (ggf. im 
Rahmen eines Scoping) 

 

➔ artbezogene Darstel-
lung der Betroffenheit  

➔ artbezogene Be-
schreibung der erfor-
derlichen Vermei-
dungsmaßnahmen, 
ggf. des Risikomana-
gements (bei Wis-
sens- oder Progno-
selücken) 

➔ artbezogene Prog-
nose der artenschutz-
rechtlichen Tatbe-
stände 

 

➔ Prüfung der Vorausset-
zungen der Ausnah-
meregelung nach § 45 
Abs.8 BNatSchG; Ver-
bleibende Verbotstat-
bestände und Darle-
gung der Ausnahmevo-
raussetzungen und der 
speziellen „Kompensa-
torischen Maßnahmen“ 
(Compensatory  
Measures) 
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3.1 ASP I.1 Vorprüfung des Artenspektrums  

Das Plangebiet der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 19 „Paradieschen I“ weist eine 

Größe von rund 4,6 ha auf und befindet sich innerhalb der bestehenden Ortslage der Ge-

meinde Westerkappeln, östlich der Vidumstraße. Es handelt sich um ein vollständig überplan-

tes und überwiegend wohnbaulich genutztes Siedlungsgebiet. 

 

Abbildung 1: Rechtskräftiger B-Plan Nr. 19 von 1977; die 1. Änderung trat 1990 in Kraft (Collage, IPW) 

 

Im Oktober 2025 erfolgte eine Ortsbegehung zur Einschätzung der vorhandenen Biotop- und 

Habitatstrukturen. Das Plangebiet ist geprägt durch Wohnbebauung mit zugehörigen Haus-

gartenbereichen, öffentliche Grünflächen (Parkanlage und Spielplätze) sowie Verkehrsflä-

chen. Die Hausgärten sind überwiegend durch Ziergehölze, Rasenflächen, Beete und Rabat-

ten gekennzeichnet. Vereinzelt sind Einzelbäume und kleinere Gehölzgruppen vorhanden, die 

jedoch überwiegend keine besondere Strukturvielfalt oder ein erhöhtes Habitatpotenzial auf-

weisen. 

Der Untersuchungsraum umfasst den Geltungsbereich des Bebauungsplanes sowie die un-

mittelbar angrenzenden Bereiche, soweit diese potenziell von Wirkungen der Planung betrof-

fen sein können. Die angrenzenden Nutzungen bestehen überwiegend aus weiteren Wohnge-
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bieten, einem östlich angrenzenden gewerblich genutzten Bereich sowie landwirtschaftlich ge-

nutzten Flächen südlich des Plangebietes. Entlang der östlichen Plangebietsgrenze verläuft 

ein gehölzgeprägter Grünzug, der als öffentliche Grünfläche festgesetzt ist und im Rahmen 

der Planung vollständig erhalten bleibt. 

Die bestehende Nutzung des Plangebietes als Wohngebiet mit hohem Versiegelungsgrad und 

intensiver Nutzung ist als Vorbelastung faunistischer Habitatqualitäten zu bewerten. Insbeson-

dere die Hausgartenbereiche besitzen aufgrund ihrer kleinteiligen Struktur, der häufigen Nut-

zung und des überwiegenden Anteils gebietsfremder Ziergehölze nur ein geringes Potenzial 

als Lebensraum für artenschutzrechtlich relevante Arten. Potenziell geeignet sind die Flächen 

allenfalls für allgemein verbreitete, siedlungstypische Vogelarten. 

Eine Auswertung der Landschaftsinformationssammlung NRW (LINFOS) über das GEOpor-

tal.NRW ergab, dass innerhalb des Plangebietes sowie in dessen unmittelbarer Umgebung 

keine ausgewiesenen Schutzgebiete, geschützten Biotope oder sonstigen faunistisch bedeut-

samen Objekte vorhanden sind. Die nächstgelegenen Schutzgebiete liegen in deutlichem Ab-

stand südlich des Plangebietes und stehen in keinem funktionalen Zusammenhang zur vorlie-

genden Planung. 

 

  

Abbildung 2: Luftbild mit ca. Abgrenzung des Plangebietes (Luftbild 2020: Geobasis NRW, Datenlizenz 

Deutschland - Zero - Version 2.0) 
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Abbildung 3: Im Geltungsbereich befindliche Siedlungsstrukturen inkl. Ziergärten  

 

  

Abbildung 4: Im Geltungsbereich befindliche Siedlungsstrukturen inkl. angrenzendem Grünzug 

  

Abbildung 5: Im Geltungsbereich befindlicher Spielplatz mit Großbäumen  
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Konkrete Hinweise auf das Vorkommen streng geschützter oder planungsrelevanter Arten lie-

gen für das Plangebiet nicht vor.  

Das Fachinformationssystem (FIS) „Geschützte Arten in Nordrhein-Westfalen“ gibt für den 

Quadranten 3 des Messtischblattes 3613 Westerkappeln insgesamt folgende planungsrele-

vante Arten(-gruppen) an: 30 Vogelarten, 6 Säugetier (Fledermäuse), 1 Reptilienart (Zau-

neidechse)  sowie 1 Amphibienart (Kreuzkröte) . Zu beachten ist, dass das FIS keine vollstän-

digen Daten und auch keine punktgenauen Daten zur Verfügung stellt. Insbesondere bei eini-

gen Fledermausarten ist davon auszugehen, dass es sich bei den Angaben im Messtischblatt-

Quadranten um fehlende Nachweise handelt und nicht um Verbreitungslücken. 

Bei der Auswahl der im Plangebiet und der Umgebung vorkommenden Biotoptypen reduzieren 

sich diese Angaben auf folgende Arten (sh. Tabelle 1):
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Tabelle 1: Liste der planungsrelevanten Arten, Messtischblatt 3613, Quadrant 3 in den Lebensraumtypen des Plangebietes und angrenzender Flächen lt. FIS5 

Auflistung der erweiterten Auswahl planungsrelevanter Arten in den Lebensraumtypen , Kleingehölze, Alleen, Bäume, Gebüsche, Hecken, Gärten, Parkanlagen, 

Siedlungsbrachen, Gebäude. 

Art(-gruppe)  

Wissenschaftlicher Name Deutscher Name EZ (KON) KlGehoel Gaert Gebaeu 

Vögel 

Accipiter gentilis Habicht G (FoRu), Na Na  
Accipiter nisus Sperber G (FoRu), Na Na  
Alcedo atthis Eisvogel G  (Na)  
Anthus trivialis Baumpieper U- FoRu   

Asio otus Waldohreule U Na Na  

Athene noctua Steinkauz S (FoRu) (FoRu) FoRu! 

Buteo buteo Mäusebussard G (FoRu)   

Cuculus canorus Kuckuck U- Na (Na)  

Delichon urbicum Mehlschwalbe U  Na FoRu! 

Dryobates minor Kleinspecht G Na Na  

Dryocopus martius Schwarzspecht G (Na)   

Falco subbuteo Baumfalke U (FoRu)   

Falco tinnunculus Turmfalke G (FoRu) Na FoRu! 

Hirundo rustica Rauchschwalbe U- (Na) Na FoRu! 

Lanius collurio Neuntöter G- FoRu!   

Linaria cannabina Bluthänfling U FoRu (FoRu), (Na)  

Locustella naevia Feldschwirl U FoRu   

Oriolus oriolus Pirol S FoRu (FoRu)  

Passer montanus Feldsperling U (Na) Na FoRu 

 
5  Abruf am 21.01.2026: http://artenschutz.naturschutzinformationen.nrw.de/artenschutz/de/arten/blatt 
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Perdix perdix Rebhuhn S  (FoRu)  
Phoenicurus phoenicurus Gartenrotschwanz U FoRu FoRu FoRu 

Poecile montanus Weidenmeise G FoRu   

Saxicola rubicola Schwarzkehlchen U+ FoRu   

Scolopax rusticola Waldschnepfe U (FoRu)   

Serinus serinus Girlitz U  FoRu!, Na  

Streptopelia turtur Turteltaube S FoRu (Na)  

Strix aluco Waldkauz G Na Na FoRu! 

Sturnus vulgaris Star U  Na FoRu 

Tadorna ferruginea Rostgans    FoRu 

Tyto alba Schleiereule G Na Na FoRu! 

Säugetiere 

Myotis dasycneme Teichfledermaus G Na (Na) FoRu! 

Myotis daubentonii Wasserfledermaus G Na Na FoRu 

Nyctalus noctula Großer Abendsegler G Na Na (Ru) 
Pipistrellus nathusii Rauhautfledermaus G   FoRu 

Pipistrellus pipistrellus Zwergfledermaus G Na Na FoRu! 

Plecotus auritus Braunes Langohr G FoRu, Na Na FoRu 

Amphibien 

Bufo calamita Kreuzkröte U  
FoRu 

  
Reptilien 

Lacerta agilis Zauneidechse G (FoRu) FoRu (FoRu) 
Legende:  

EZ (KON) = Erhaltungszustand NRW kontinentale Region: 

S = schlecht, U = ungünstig, G = günstig, unbek. = unbekannt; 

Na = Nahrungshabitat, Ru = Ruhestätte, FoRu = Fortpflanzungs- und Ruhestätte 
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Für die Artgruppe der Fledermäuse bestehen innerhalb des Plangebietes und seines unmit-

telbaren Umfeldes aufgrund der vorhandenen Wohngebäude sowie einzelner Gehölzstruktu-

ren grundsätzlich potenzielle Strukturen, die als Quartiere einzelner, siedlungsgebundener 

Fledermausarten in Frage kommen könnten. Hierbei handelt es sich um ein allgemeines, für 

Siedlungsbereiche typisches Spaltenpotenzial. Konkrete Hinweise auf Fortpflanzungs- oder 

Ruhestätten liegen jedoch nicht vor. 

Im Rahmen der einmaligen Ortsbegehung konnten an den Bestandsgebäuden keine offen-

sichtlichen Einflugöffnungen, Quartierhinweise, Höhlungen oder Spalten mit erkennbarer 

Quartierfunktion festgestellt werden. Hinweise auf eine aktuelle oder regelmäßige Nutzung der 

Gebäude durch Fledermäuse ergaben sich nicht. Eine Nutzung des Plangebietes als Jagd-

raum durch Fledermäuse kann nicht ausgeschlossen werden, ist jedoch aufgrund der allge-

meinen Verbreitung entsprechender Arten im Siedlungsraum sowie der Erhaltung der struk-

turreicheren Grünbereiche als unkritisch einzustufen. Lineare Gehölzstrukturen und Gehölz-

randbereiche können eine untergeordnete Orientierungs- oder Flugfunktion übernehmen, blei-

ben jedoch planungsrechtlich gesichert und werden durch die Planung nicht beeinträchtigt. 

Grundsätzlich bestehen im Untersuchungsraum Strukturen, die als Lebensstätten für allge-

mein verbreitete, siedlungstypische europäische Vogelarten geeignet sind. Hierzu zählen ins-

besondere Hausgärten mit Ziergehölzen sowie Einzelbäume und kleinere Gehölzgruppen. 

Hinweise auf das Vorkommen streng geschützter oder planungsrelevanter Vogelarten liegen 

nicht vor. Im Rahmen der Ortsbegehung konnten an den bestehenden Gebäuden keine Brut-

stätten gebäudebrütender Vogelarten (z. B. Rauch- oder Mehlschwalbe) festgestellt werden. 

Die im Plangebiet vorhandenen strukturreicheren Gehölzbestände sowie der östlich angren-

zende Grünzug werden durch die Festsetzungen der Bebauungsplanänderung planungsrecht-

lich gesichert und bleiben vollständig erhalten. Mögliche Eingriffe beschränken sich auf rück-

wärtige Bereiche einzelner Hausgärten und betreffen dort ausschließlich kleinflächige Garten-

strukturen wie Ziersträucher, Gebüsche sowie kleinkronige Bäume mit geringen Stammdurch-

messern (Schwachholz, in der Regel bis etwa 15 cm Brusthöhendurchmesser). Diese Struk-

turen besitzen keine besondere Bedeutung als Fortpflanzungs- oder Ruhestätten artenschutz-

rechtlich relevanter Arten. 

Hinsichtlich des Vorkommens weiterer artenschutzrechtlich relevanter Arten des Anhangs IV 

der FFH-Richtlinie (z. B. weitere Säugetiere, Reptilien, Amphibien, Insekten oder Pflanzen) 

ergaben die Ortsbegehung sowie die Auswertung der vorhandenen Daten keine Hinweise auf 

geeignete Habitatstrukturen oder essentielle Lebensstätten innerhalb des Plangebietes oder 

in den unmittelbar angrenzenden Bereichen. Eine Betroffenheit dieser Artengruppen ist durch 

die vorliegende Planung nicht zu erwarten. 

 

Die Artenschutzprüfung stützt sich auf die Auswertung vorhandener Datenquellen sowie eine 

einmalige Ortsbegehung zur forensischen Begutachtung der relevanten Strukturen. In Rück-

sprache mit der Unteren Naturschutzbehörde wurde darauf hingewiesen, dass dieses Vorge-

hen für die vorliegende Planung als ausreichend angesehen wird. Eine weitergehende arten-

schutzrechtliche Untersuchung ist nicht erforderlich, sofern sich im weiteren Verfahren keine 

neuen Hinweise ergeben. 
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3.2 ASP I.2: Vorprüfung der Wirkfaktoren 

Die vorliegende Planung dient der Anpassung der planungsrechtlichen Festsetzungen inner-

halb eines bestehenden Wohngebietes, um eine maßvolle wohnbauliche Nachverdichtung im 

Bestand zu ermöglichen. Neue Siedlungsflächen werden nicht in Anspruch genommen; viel-

mehr erfolgen Eingriffe ausschließlich innerhalb bereits genutzter und überprägter Siedlungs-

bereiche. 

Generell ist zwischen bau-, anlage- und betriebsbedingten Wirkfaktoren zu unterscheiden.  

 

Baubedingt sind vorübergehende optische und akustische Störwirkungen (z. B. Lärm, Licht, 

Erschütterungen, Bewegungen von Baumaschinen) nicht auszuschließen. Diese Wirkungen 

beschränken sich zeitlich auf die Bauphase und räumlich auf das Plangebiet sowie dessen 

unmittelbares Umfeld. 

Aufgrund der bestehenden Nutzung als Wohngebiet, der intensiven Vorbelastung durch Sied-

lungs- und Verkehrsnutzungen sowie des Fehlens störungssensibler oder störungsempfindli-

cher Arten sind baubedingte Wirkungen als nicht erheblich einzustufen. Eine wirksame erheb-

liche Beeinträchtigung artenschutzrechtlich relevanter Arten ist nicht zu erwarten. 

 

Anlagebedingt kommt es kleinflächig zu Veränderungen innerhalb rückwärtiger Hausgarten-

bereiche. Betroffen sind ausschließlich geringwertige Gartenstrukturen wie Ziersträucher, Ge-

büsche sowie kleinkronige Bäume mit geringen Stammdurchmessern (Schwachholz, in der 

Regel bis etwa 15 cm Brusthöhendurchmesser). Diese Strukturen weisen aufgrund ihrer ge-

ringen Alters- und Strukturvielfalt keine besondere Eignung als Fortpflanzungs- oder Ruhe-

stätten artenschutzrechtlich relevanter Arten auf. 

Strukturreichere Gehölzbestände sowie der östlich angrenzende Grünzug werden durch die 

Festsetzungen der Bebauungsplanänderung planungsrechtlich gesichert und bleiben vollstän-

dig erhalten. Es erfolgt weder eine Inanspruchnahme dieser Gehölzstrukturen noch eine Zer-

schneidung potenzieller Funktionsbeziehungen. 

Mit dem anlagebedingten Verlust geringwertiger Gartenstrukturen ist kein relevanter Lebens-

raumverlust für artenschutzrechtlich relevante Arten verbunden. Für Fledermäuse besteht le-

diglich ein allgemeines Jagdraumpotenzial im Siedlungsbereich; Fortpflanzungs- oder Ruhe-

stätten sind nicht betroffen. Ein anlagebedingtes Verletzungs- oder Tötungsrisiko kann durch 

geeignete zeitliche Steuerungen bei Gehölzbeseitigungen sicher ausgeschlossen werden. 

Für Reptilien und Amphibien ergeben sich aufgrund fehlender Habitatstrukturen keine anlage-

bedingten Betroffenheiten. Insbesondere fehlen geeignete Laichgewässer, Sonnenplätze, 

Rückzugs- und Überwinterungsstrukturen. 

 

Betriebsbedingt sind dauerhafte Störwirkungen durch die Nutzung der Grundstücke (z. B. 

menschliche Aktivität, Beleuchtung, Geräusche, Bewegungen) zu erwarten. Diese Wirkungen 

beschränken sich auf das Plangebiet sowie dessen unmittelbares Umfeld und entsprechen in 

Art und Intensität den bereits bestehenden Störwirkungen eines innerörtlichen Wohngebietes. 

Eine Erhöhung der Störintensität gegenüber dem Bestand ist nicht zu erwarten. Die geplanten 

Nutzungen fügen sich in die vorhandene Siedlungsstruktur ein und führen nicht zu neuartigen 
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oder zusätzlichen Belastungen. Arten, die gegenüber den genannten Wirkfaktoren besonders 

empfindlich reagieren, sind im Plangebiet nicht bekannt und aufgrund der bestehenden Vor-

belastung auch nicht zu erwarten. 

Für Fledermäuse bleibt die Nutzung des Gebietes als Jagdraum weiterhin möglich, da rele-

vante Gehölzstrukturen erhalten bleiben und keine signifikanten Barrierewirkungen entstehen. 

Für Vögel beschränkt sich die betriebsbedingte Wirkung auf allgemein siedlungstypische Stö-

rungen, die von häufigen Arten toleriert werden. 

 

 

4 Zusammenfassung 

Das Plangebiet befindet sich innerhalb der bestehenden Ortslage der Gemeinde Westerkap-

peln und ist überwiegend durch Wohnbebauung mit zugehörigen Hausgärten geprägt. Die vor-

liegende Bebauungsplanänderung dient der maßvollen Nachverdichtung im Bestand und stellt 

eine Maßnahme der Innenentwicklung dar. 

Die Artenschutzprüfung wurde als ASP Stufe I durchgeführt und basiert auf der Auswertung 

vorhandener Daten sowie einer einmaligen Ortsbegehung zur fachlichen Einschätzung der 

Habitatstrukturen und des Eingriffscharakters. In Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbe-

hörde wurde dieses Vorgehen als ausreichend angesehen. 

Im Ergebnis besteht im Plangebiet lediglich ein allgemeines Potenzial für häufige, siedlungs-

typische Vogelarten sowie eine mögliche Jagdnutzung durch Fledermäuse. Strukturreiche 

oder ökologisch hochwertige Lebensstätten werden durch die Planung nicht beeinträchtigt. 

Durch die Berücksichtigung geeigneter Vermeidungsmaßnahmen können artenschutzrechtli-

che Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG sicher ausgeschlossen werden. Eine vertie-

fende Artenschutzprüfung (ASP Stufe II) ist nicht erforderlich. 

 

4.1 Zusammenfassung - Notwendige Maßnahmen zur Vorhabenrealisie-

rung 

Im Plangebiet ist das Vorkommen artenschutzrechtlich relevanter Tierarten aus der Artgruppe 

der Brutvögel und der Fledermäuse möglich. Es sind die artenschutzrechtlichen Bestimmun-

gen des § 44 des BNatSchG durch den Bauherrn zu beachten, diese gelten unmittelbar und 

unabhängig vom Satzungsbeschluss im Sinne der Bauleitplanung auch für alle nachgeschal-

teten Genehmigungsebenen (also auch für Bauherren bei Bauantrag). Hinsichtlich der Berück-

sichtigung des Artenschutzes ist festzuhalten, dass unter Berücksichtigung aller vorhandenen 

Daten nach aktueller Einschätzung und unter Beachtung der folgenden Maßnahmen die Er-

füllung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände des § 44 (1) BNatSchG nicht zu erwarten 

ist und somit kein Ausnahmeverfahren erforderlich wird.  

 

• Baufeldräumung (Brutvögel): Die Baufeldräumung (Abschieben von vegetationsbe-

decktem Oberboden, Beseitigen von Gehölzen und sonstiger Vegetationsstrukturen) 

ist nach Abschluss der Brutsaison und vor Beginn der neuen Brutsaison der Vögel (also 

zwischen dem 01. Oktober und 28. Februar) durchzuführen. Sollte das Abschieben von 
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vegetationsbedecktem Oberboden, Beseitigen von Gehölzen und sonstiger Vegetati-

onsstrukturen außerhalb des genannten Zeitraumes erforderlich sein, sind unmittelbar 

vor dem Eingriff diese Bereiche/ Strukturen durch eine fachkundige Person auf ein Vor-

kommen von aktuell besetzten Vogelnestern zu überprüfen. Von der Bauzeitenbe-

schränkung kann abgesehen werden, wenn durch die Überprüfung der fachkundigen 

Person festgestellt wird, dass keine Beeinträchtigungen europäischer Vogelarten durch 

die Baufeldräumung zu befürchten sind. Beim Feststellen von aktuell besetzten Vogel-

nestern ist die Untere Naturschutzbehörde zu benachrichtigen und das weitere Vorge-

hen abzustimmen. 

 


